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Der Herbst wird heiß: Tarifrunde 2023! 

Mitarbeiter*innen der Universität 
merken es meistens zu Beginn eines 
Jahres. Es gibt ein bisschen mehr Ge-
halt als im Vorjahr. Zumindest brutto, 
das Nettogehalt hängt ja zudem 
auch noch von der Entwicklung der 
Steuern, der Frei- und Sozialversiche-
rungsbeiträge ab, die vom Gesetz-
geber oder von den Krankenkassen 
festgelegt werden. In der laufenden 
Tarif- und Besoldungsrunde geht 
es ums Bruttogehalt aller Landes-
beschäftigten und dessen jährliche 
Steigerung ist kein Automatismus 
– auch nicht in Zeiten von teilweise 
zweistelliger Inflationsrate.
Wie in jeder Branche wird das Ge-
halt ausgehandelt – zwischen den 
Arbeitgebern und der kollektivierten 
Vertretung der Arbeitnehmenden – 
den Gewerkschaften. Die Universität 
gehört zum öffentlichen Dienst, die 
Bundesländer sind die Arbeitgeber, 
vertretende Gewerkschaften sind die 
DGB-Mitgliedsgewerkschaften GEW 
und ver.di, sowie die Verbände des 
Beamtenbundes. Neben den Bundes-
ländern gibt es noch andere öffent-
liche Arbeitgeber, wie den Bund und 
die Kommunen.

Die tarifvertragliche Zweiteilung des 
Öffentlichen Dienstes
Seit der Überführung des öffentli-
chen Dienstes vom gemeinsamen 
Bundesangestelltentarif (BAT) in zwei 
getrennte Tarifverträge Anfang des 
Jahrtausends werden die Tarife der 
Bundes- und Kommunalbeschäftigen 
(TVÖD) unabhängig von denen der 
Landesbeschäftigen (TV-L) verhandelt 
– und zwar im zweijährigen Wechsel. 
In der öffentlichen Wahrnehmung 

erkämpfen sich die Beschäftigten 
des öffentlichen Diensts jedes Jahr 
einige Prozente Tariferhöhung, in 
Wirklichkeit ist es nur die Hälfte, da 
in geraden Jahren die Gehälter der 
Bundes- und Kommunalbeschäftig-
ten und in ungeraden Jahren die der 
Landesbeschäftigten ausgehandelt 
werden. 
Zudem sind die Landesbedienste-
ten im vergangenen Jahrzehnt auch 
schlechter im Verhandeln gewesen. 
Der Grund liegt auf der Hand. Ein 
Streik der städtischen Kita, Ver-
kehrsbetriebe oder Müllabfuhr hat 
viel offensichtlichere Auswirkungen 
als ein Streik von Uni- oder Behör-
denbediensteten. Zudem überwiegen 
im öffentlichen Dienst auf Landese-
bene auch die Beamt*innen (oftmals 
Professor*innen und Lehrer*innen), 
die mit ihrem Gelöbnis auf den 
Staat ihr Streikrecht verwirkt ha-
ben (zumindest ist das die aktuelle 
Auffassung des Gesetzgebers). Das 
Ergebnis ist, dass die Landesbeschäf-
tigten 2023 ohne Gehaltserhöhung 
im Durchschnitt einige Prozente 
weniger verdienen als die Bediens-
teten in den Gemeinden oder des 
Bundes. Ein Uni-Wimi mit TVL13 auf 
Stufe 3 verdient aktuell 4748 Euro, 
ein Wimi an einem Bundes-finanzier-
ten Forschungsinstitut dagegen 4911 
Euro zuzüglich 220 Euro Inflations-
ausgleich.

Unsere Forderungen
Die Gewerkschaften des öffentlichen 
Diensts fordern in dieser Tarifrun-
de eine Erhöhung von 10,5% und 
mindestens 500 Euro. Desweiteren 
fordert die GEW wirksame Maßnah-

men zur Eindämmung befristeter 
Beschäftigung, insbesondere im 
Wissenschaftsbereich. Eine Forde-
rung ist, befristet Beschäftigten einen 
Befristungszuschlag zu zahlen, um es 
für die Arbeitgeber attraktiver zu ma-
chen, Menschen unbefristete Stellen 
zu geben. 
Im Rahmen der Eingruppierung 
besteht eine weitere Ungerechtigkeit, 
die die GEW thematisieren will: die 
Anerkennung von Berufserfahrung 
bei Neueinstellungen. So werden 
z.B. promovierte Wissenschaftler*in-
nen oftmals in der Einstiegsstufe 1 
eingestellt, obwohl sie schon jahre-
lang Arbeitserfahrung gesammelt 
haben. In der Diskussion ist ebenfalls 
die Legitimierung von Zulagen. In 
Hessen, das als einziges Bundesland 
nicht beim TVL mitmacht, gibt es seit 
Jahren ein kostenlosen ÖPNV-Landes-
ticket. Berlin hat vor ein paar Jahren 
die nicht ganz TVL-konforme Haupt-
stadtzulage eingeführt (entweder ein 
zu versteuernder Fixbetrag oder ein 
steuerfreies ÖPNV Ticket). Sowohl die 
Diskussion um die Nicht-Einführung 
des Deutschlandtickets als Jobticke-
tangebot im öffentlichen Dienst Bre-
mens wie auch die unverständliche 
Gehaltsdifferenz von städtischen und 
Landesbeschäftigten teilweise in der 
gleichen Einrichtung in Stadtstaaten 
zeigen, dass tarifliche Zuschüsse sinn-
voll sein können. In dieser Tarifrunde 
steht daher auch eine „Stadtstaaten-
zulage“ in Höhe von 300 Euro (bei 
Vollzeit) im Forderungskatalog. 

Streiken ist Dein Recht!
Wie können sich Kolleginnen und 
Kollegen nun in der Tarif- und Besol
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Tarifvertrag für Studentische Beschäftigte - 
TVStud! Jetzt oder Nie!

Dies kann das Semester, die Tarifrun-
de werden, in dem wir gemeinsam 
einen Tarifvertrag für Studenti-
sche Beschäftigte (Hilfskräfte und 
Tutor*innen) durchsetzen. Dank 
unermüdlicher Arbeit in Hörsälen 
und Büros deutscher Hochschulen, 
dank vieler Proteste und Gespräche 
auf verschiedenen Ebenen und dank 
guter Öffentlichkeitsarbeit kann sich 
aktuell niemand mehr davor ver-
schließen, dass Studentische Beschäf-
tigte bessere Arbeitsbedingungen 
brauchen. So spricht sich mittlerweile 
einer Mehrheit der Landesregie-
rungen für Verbesserungen von 
studentischen Arbeitsbedingungen 
aus. Auf so viel Verständnis ist bisher 
noch keine studentische Generation 
gestoßen. Dieses Verständnis haben 
wir auch objektiv dadurch gewon-
nen, dass wir gemeinsam Anfang des 
Jahres mit dem IAW in Bremen die 
Studie ‚Jung, akademisch, prekär‘ 
veröffentlicht haben.

Es ist nötig!
Auch uns Student*innen zeigt die 
Studie nochmal, wie nötig es ist, 
im eignen Interesse diese gewerk-
schaftlichen Kämpfe zu führen. Nach 
offiziellen Zahlen leben etwa 30% der 
Student*innen in Armut. Wenn die 
Studierendenbefragung herangezo-
gen wird, sind es sogar 75%. Vielmehr 
leben 30% unter dem sozio-öko-
nomischen Existenzminimum von 
771€ pro Monat und ein wachsender 
Anteil von aktuell 10% muss mit we-
niger als 400€ auskommen.
Zwei von drei Student*innen arbeiten 
neben dem Studium, davon wieder-
um 39% als Hilfskräfte an Hochschu-
len oder Forschungseinrichtungen, 
also im öffentlichen Dienst. Wenn wir 
hier auf gute Bedingungen treffen 

würden, wäre das vielleicht ein 
Ausgleich für das schlechte BAföG. 
Doch sind wir nicht nur explizit vom 
Tarifvertrag der Länder (TV-L) ausge-
schlossen, sondern die Missachtung 
grundlegender Arbeitsrechte gehört 
fast zum Standard.
So hat die Studie des IAW gezeigt, 
dass wir in Bremen auf die durch-
schnittlichen acht Stunde, für die wir 
bezahlt werden, pro Woche noch 
eine Stunde unbezahlt mehr arbei-
ten. Nur knapp die Hälfte der SHKs in 
Bremen sagen, dass sie ihren Urlaub 
in Anspruch nehmen. Fast 20% wis-
sen, dass sie es nicht tun. In gleicher 
Weise arbeiten fast die Hälfte min-
destens manchmal ihre Krankheitsta-
ge nach und 18% immer.
Diese Missstände, die in den anderen 
Bundesländern traurigerweise häufig 
noch schlimmer sind, sind nicht nur 
ein Problem von schlechter Informati-
onspolitik. Vielmehr werden wir stan-
dardmäßig aus den Mitbestimmungs-
mechanismen ausgeschlossen, die 
sich in Deutschland etabliert haben, 
und nur selten als echte Arbeitneh-
mer*innen eingeordnet.

Das ist nötig!
Um dieser prekären Situation zu 
entkommen fordern wir mit dem 
TVStud nicht nur einen Stundenlohn 
von 16,50€, sondern auch eine Min-
destvertragslaufzeit von 24 Monaten 
und Lohnsteigerungen mit laufender 
Erfahrung im Beruf. Auf diese Weise 
wird sichergestellt, dass Studentische 
Beschäftigte nicht als kurzfristige 
Praktikant*innen betrachtet werden.
Die Studie hat gezeigt, dass das 
Einkommen die Hauptmotivati-
on für Studentische Beschäftigte 
ist. Dieses kann nur sichergestellt 
werden, wenn mit steigendem Lohn 

die bezahlten Arbeitsstunden nicht 
reduziert werden. Deswegen fordern 
wir begleitend dazu eine Mindest-
stundenanzahl, die nur auf Antrag der 
Student*innen, nicht der Hochschu-
len reduziert werden kann. Daneben 
fordern wir eine Angleichung an den 
TV-L, was Sonderzahlungen, Zuschläge 
und Urlaubstage (30 statt 20 Tage!) 
angeht.  

Es liegt an uns!
Doch damit wir das auch bekommen, 
damit die größte Tariflücke im öffent-
lichen Dienst geschlossen wird und 
wir einen wichtigen Schritt Richtung 
Bildungsgerechtigkeit gehen, müssen 
wir uns selbst in den nächsten Wo-
chen ordentlich bewegen.
- Sprich dazu mit allen Studentischen 
Beschäftigten, die du kennst!
- Lade alle in die Telegram-Gruppe 
ein, sodass wir ein vertrauensvolles 
Netzwerk aufbauen!
- Sei bei Protestaktionen dabei und 
streike, wenn unseren Gewerkschaf-
ten uns dazu aufrufen!
Wir haben zum Semesterstart wieder 
eine schlagkräftige TVStud-Gruppe in 
Bremen aufgebaut, mit der wir in den 
kommenden Wochen öfter auf dem 
Campus zu sehen sind und Aktionen 
planen. Schließe dich uns an!

Lasst uns darüber hinaus ein Bündnis 
aus Student*innen, Studentischen 
Beschäftigten, Promovend*innen, 
wissenschaftlichem Mittelbau und 
allen anderen Hochschulbeschäftigten 
schmieden, um am Hochschulakti-
onstag, dem 20. November, Aktionen 
zu organisieren, die auch in Bremen 
unsere Wut über unsere prekären 
Lern-, Arbeits- und Lebenssituationen 
zeigen.

dungsrunde beteiligen? Und sollte 
man sich überhaupt beteiligen? 
Alle Beschäftigten können in ihrer 
Arbeitszeit an Personalversamm-
lungen teilnehmen. Aktionen und 
Kundgebungen können auch von 
Angestellten außerhalb der Kernar-
beitszeiten beigewohnt werden. 
Wimis und Lektor*innen mit flexiblen 

Arbeitszeiten haben keine Proble-
me mit der Teilnahme an Aktionen. 
Wenn die Gewerkschaften zu einem 
Streik aufrufen, darf jeder und jede 
Beschäftigte an diesem teilneh-
men – die Uni kann natürlich für 
den Streiktag das Gehalt streichen. 
Gewerkschaftsmitglieder erhalten als 
Ersatz Streikgeld. Und natürlich kann 

man auch im Rahmen eines Streik-
tages der GEW beitreten und vom 
Streikgeld profitieren. Eine Teilnah-
me an Streikaktionen entscheidet 
den Ausgang der Verhandlungen. 
Beim Streik gilt leider: nicht das gute 
Argument zählt sondern die Anzahl 
der Menschen, die bereit sind auf die 
Straße zu gehen!
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Schluss mit prekärer Wissenschaft:
Reform des WissZeitVG und Hochschulaktionstag

INGE KLEEMANN UND RALF E. STREIBL

In diesem Herbst kommt wirklich 
Alles zusammen. Die Tarifrunde der 
Länder startet Ende Oktober, der 
nächste Entwurf des Wissenschafts-
zeitvertragsgesetz wird erwartet. 
In den Gesprächen zur Weiterent-
wicklung des Rahmenkodex arbeiten 
wir gerade daran, die Arbeitsbe-
dingungen über Landesregelungen 
und Selbstverpflichtungen weiter 
zu verbessern. Nun hat der Bremer 
Senat hat seine Eckpunkte für den 
Haushaltsentwurf vorgelegt, der 
für die bremischen Hochschulen 
nichts Gutes erwarten lässt. Das 
sind viele gewichtige Gründe in 
diesem Herbst auf die besondere 
Lage der Wissenschaftler*innen 
und studentischen Beschäftigten in 
Bremen aufmerksam zu machen, 
für substanzielle Verbessrungen 
der Arbeitsbedingungen, eine echte 
Reform der Befristungsregelungen 
und für eine stabile und zukunftsfä-
hige Finanzierung der Wissenschaft 
einzutreten. Die Tarifrunde ist hierfür 
eine wichtige Gelegenheit.

Befristungswahnsinn
Das  „Wissenschaftszeitvertragsge-
setz“ sorgt seit 2007 für Diskussion. 
Es ermöglicht derzeit, Wissenschaft-
ler*innen vor und nach der Promo-
tion bis maximal sechs Jahre zum 
„Zwecke der Qualifizierung“ zu befris-
ten. In Forschungsvorhaben, die von 
Dritten für eine begrenzte Zeitdauer 
finanziert werden, kann theoretisch 
ein ganzes Berufsleben auf befriste-
ten Stellen bestritten werden – so-
lange bis es mit dem nächsten An-
schlussprojekt nicht mehr klappt und 
man aus dem System fällt oder bis 
der Arbeitgeber zu viel Angst davor 
hat, dass Beschäftigte aufgrund mul-
tipler Verträge auf Entfristung klagen.  
Bundesweit ist die Anzahl der Befris-
tungen in Hochschule und Forschung 
irrational hoch, neun von zehn Wis-
senschaftler*innen sind aktuell be-
fristet. Auch wenn das Verhältnis an 
der Universität Bremen etwas besser 
aussieht, ist noch lange nicht alles 
gut. Viele Wissenschaftler*innen sind 
zu recht nicht mehr bereit, bis Mitte 
40 und länger mit der Unsicherheit zu 

leben ob sie eine Bleibeperspektive 
in der Wissenschaft haben.

Reformdesaster
Die Bundesregierung hatte 2021 in 
ihrem Koalitionsvertrag versprochen, 
eine Reform des WissZeitVG anzuge-
hen. Die letzte Reform 2016 hat die 
Probleme nicht gelöst, sondern in 
Teilen sogar verschlimmert. Ein vom 
BMBF im März 2023 präsentierte Eck-
punktepapier musste aufgrund des 
großen Protests von Wissenschaft-
ler*innen innerhalb weniger Stunden 
zurückgezogen werden. Seit dem 7. 
Juni liegt nun ein Referentenentwurf 
aus dem BMBF vor, der erkennbar 
wieder nicht die Interessen der Be-
schäftigten im Blick hat. Anstatt für 
Qualifikationsstellen nach der Promo-
tion einen klaren und rechtlich ver-
bindlichen Rahmen für Karrierewege 
zu entfristeten Stellen zu schaffen, 
wird mit einer sachgrundlosen Be-
fristung bis zu vier Jahren hantiert, 
ohne gesicherte Perspektive auf eine 
Anschlussstelle. Auch für viele ande-
re Probleme gibt es in dem Entwurf 
keine signifikanten Verbesserungen 
– beispielsweise haben projektbefris-
tete Wissenschaftler*innen (anders 
als qualifizierungsbefristete) weiter-
hin keinen Rechtsanspruch auf Ver-
tragsverlängerungen zum Nachholen 
von Zeiten des Mutterschutzes und 
Elternzeit - ein Skandal! 

Hochschul-Aktionstag am 20. 11.
Die GEW und weitere Organisationen 
hatten bereits Mitte Juni zu einer 
bundesweiten Aktionswoche Wissen-
schaft aufgerufen. Ziel war es, den 
Druck auf Bund und Länder erhöhen, 
die Arbeitsbedingungen in der Wis-
senschaft grundlegend zu verbessern, 
die Debatten in die Hochschulen und 
in die Gesellschaft zu tragen und un-
sererseits aufzuzeigen, wie wir uns 
konkrete Verbesserung der Arbeits-
bedingungen vorstellen. 
In Bremen haben wir – im Gespräch 
mit Universität und Politik sowie im 
Dialog mit Kolleg*innen – die Struk-
turprobleme und Fehlentwicklungen 
des WissZeitVG sowie des untaug-
lichen BMBF-Änderungsvorschlags 

angeprangert. So wurde z.B. in einer 
Online Diskussionsveranstaltung der 
GEW Bremen mit Sarah Ryglewski 
(Staatsministerin beim Bundeskanzler 
und Bremer Bundestagsabgeordnete, 
SPD), Dr. Mandy Boehnke (Konrek-
torin der Universität Bremen für 
Internationalität, wissenschaftliche 
Qualifizierung und Diversität) und Ralf 
E. Streibl (Sprecher der Fachgruppe 
Hochschule und Forschung der GEW 
Bremen) insbesondere die Problemla-
ge im Drittmittelbereich diskutiert.
In den Diskussionen sowie in vielen 
Anfragen bei der GEW und bei Perso-
nalräten wurde und wird offenkundig, 
wie sehr sich junge Wissenschaft-
ler*innen große Sorgen um ihre be-
rufliche Zukunft machen. Deutlich tritt 
zu Tage, dass sich die Hochschulen 
und die Wissenschaftslandschaft in 
Deutschland zunehmend Sorgen um 
ihr Personal machen müssen. Denn 
nicht wenige Betroffene sind bereit, 
ins Ausland zu wechseln oder aber die 
Wissenschaft zu verlassen, um einem 
sicheren, entfristeten Vollzeitjob in 
einem anderen Bereich nachzugehen. 
Auch für die Gewinnung ausländi-
scher Fachkräfte ist das deutsche Wis-
senschaftssystem in seiner jetzigen 
Form unattraktiv und intransparent. 

Fazit
Die Aktionswoche im Juni hat gezeigt, 

1. wie dysfunktional und aufgrund 
unterschiedlicher Auslegungen in-
transparent das WissZeitVG ist und 
dass man immer wieder durch breite 
Proteste den Gesetzgeber mit der 
Nase auf die Probleme stoßen muss; 

2. dass man über gesetzliche Min-
destregelungen hinaus, Arbeitsver-
hältnisse in der Wissenschaft durch 
freiwilliger Selbstverpflichtung der 
Hochschulen attraktiver gestalten 
muss (ein Grund, warum sich die GEW 
Bremen vor rund zehn Jahren für ei-
nen Bremer Rahmenkodex Gute Ar-
beit an den Bremischen Hochschulen 
engagiert hat und aktuell erneut aktiv 
und engagiert an dessen Weiterent-
wicklung mitarbeitet).

3. dass es nötig ist, die in Bremen 
schon vor Jahren begonnen neuen 
Wege zu entfristeten selbständigen 



Aktuelle Broschüren der GEW

Diese und weitere Broschüren kön-
nen in der Geschäftsstelle abgeholt 
werden oder sind als Download 
hier zu finden: www.gew.de/wis-
senschaft

•	 Befristete Arbeitsverträge in der 
Wissenschaft. Ein Ratgeber zum 
neuen WissZeitVG

•	 Fixed Term Contracts in Higher 
Education an Research. A Guide.

•	 Ratgeber Arbeitsplatz Hoch-
schule und Forschung

•	 Sozialversicherung für Promo-
vierende

•	 Vereinbarkeit von Familie und 
wissenschaftlicher Karriere - Ein 
Rechtsratgeber

•	 Lehrbeauftragte - Rechtlicher 
Rahmen und Hintergrundinfor-
mationen

Deine Ansprechpartner*innen in 
der GEW

Inge Kleemann 
Referentin Hochschule 
und Forschung
Bahnhofsplatz 22-28
kleemann@gew-hb.de
Tel: 0421/3376448 
oder 0421/337640

Ralf E. Streibl 
Sprecher der Betriebs-
gruppe Universität &
Sprecher der Fachgrup-
pe Hochschule und 
Forschung
GEW@streibl.org
Tel: 0421/218-64341

Malte Hesse
Stadtverbandsvorstand 
GEW Bremen
malte.hesse@uni-bre-
men.de
Tel.: 0421/218 -60051

Gizem Dogan und 
Marlin Meier
Landessprecher*innen 
der Studierenden
studis@gew-hb.d

Impressum: GEW Landesverband Bremen, Bahn-
hofsplatz 22-28, 28195 Bremen
Tel.: 0421-33764-0, email: info@gew-hb.de; 

Personalstrukturen neben der Professur weiter zu entwickeln und 
auszubauen (an der Universität Bremen hat sich der Anteil entfristeter 
Stellen bei promovierten Mittelbauler*innen schon erfreulich erhöht) 
– an einer einer besseren Transparenz und Durchlässigkeit von Kar-
rierepfaden sowie einer Verbesserung der Rahmenbedingungen der 
Arbeit (z.B. sächliche Ausstattung, Möglichkeit der Deputatsreduktion 
bei Übernahme anderer Dienstaufgaben, …) muss weiter gearbeitet 
werden;

4. dass es wichtig ist, Kolleg*innen in der Wissenschaft frühzeitig über 
Rechtsgrundlagen, Rahmenbedingungen, Mitgestaltungsmöglichkeiten 
und mögliche Karrierewege aufzuklären – denn diese erkennen die sie 
betreffenden Probleme sonst oft erst, wenn es (fast) zu spät ist.

5. wie eng und drastisch prekäre Arbeit in der Wissenschaft mit der 
chronischen Unterfinanzierung und Drittmittelabhängigkeit der Wissen-
schaft bundesweit und erst recht in Bremen verzahnt ist (die Umsetzung 
des Wissenschaftsplans 2025, der hinsichtlich der Grundfinanzierung 
der Bremischen Hochschulen nach und nach eine verlässliche Anglei-
chung an den Bundesdurchschnitt bringen sollte, wurde aufgrund der 
Haushaltslage Bremens schon gleich zu Beginn wieder  verschoben). 

Deutungshoheit gewinnen!
Hier müssen wir nun nachlegen: Für den 20. November ruft nun ein 
breites Bündnis aller Statusgruppen zu einem bundesweiten Aktions-
tag auf. Wir möchten die aktuellen hochschulpolitischen Diskussionen 
noch intensiver vernetzen als bisher und gemeinsam Stärke entwickeln. 
Der Aktionstag richtet sich gegen die chronische Unterfinanzierung der 
Hochschulen, den Befristungswahnsinn im Mittelbau und die  Wissen-
schaftszeitvertragsgesetz, fordert kürzere und planbarere, transparente 
Karrierewege. Ferner wird der Protest der Studentischen Beschäftigten 
und der Initiative TV Stud für einen Tarifvertrag und eine angemessene 
Bezahlung unterstützt. Die langjährige Prekarität und Abhängigkeit im 
Mittelbau wird bereits im Studium auf den SHK Stellen eingeübt. Dem 
müssen wir ein Ende setzen!  
Die Planungen für den 20. November und die Tarifrunde laufen auf 
Hochtouren, wir halten Euch auf dem Laufenden und hoffen auf Eure 
rege Beteiligung an Aktionen, Kundgebungen und Streiks. Wenn wir die 
Bedingungen ändern wollen, müssen wir für unsere Themen Aufmerk-
samkeit erreichen. In der Tarifrunde und bei dem Aktionstag können wir 
diese Diskussionen bünden. Wir müssen aber darüber hinaus auch im 
regulären Alltag viel sichtbarer werden. 

Was tun?
Tut das, was ihr auch sonst in der Wissenschaft selbstverständlich tut: 
Betrachtet und analysiert die Faktenlage – und sucht die Diskussion! 
Redet über Eure Arbeitsverhältnisse mit dem Ziel, sie zu verändern. 
Denkt mit uns gemeinsam darüber nach, wie Wissenschaft besser 
organisiert werden kann und wie ein grundlegender Strukturwandel 
im Wissenschaftsbereich aussehen kann und muss. Mischt euch in ge-
werkschaftlichen und/oder akademischen Gremien, Fachverbänden und 
Diskussionsveranstaltungen ein. 
Macht deutlich, dass gesellschaftlich notwendige qualitativ hochwer-
tige Lehre und Forschung einerseits und gute Arbeitsbedingungen in 
der Wissenschaft andererseits zwei Seiten der gleichen Medaille sind 
– und dass dies nicht zum Nulltarif zu haben ist! 
Die mangelhafte Grundfinanzierung der Hochschulen und die hohe 
Abhängigkeit von jeweils nur kurzfristig eingeworbenen Drittmitteln ver-
schärfen die Probleme immens, weil dadurch die Handlungsspielräume 
der Hochschulen im Hinblick auf Entfristungen und Gestaltung ange-
messener Arbeitsbedingungen massiv eingeschränkt werden. 

Wir freuen uns über Mitstreiter*innen. Gemeinsam können wir noch 
mehr erreichen.

Die aktuellen Infos zum Hochschulaktionstag findet Ihr unter: 
www.hochschulaktionstag.de


